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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Christel Hanewinckel, Michael Habermann, Angelika Barbe, 

Dr. Ulrich Böhme (Unna), Peter Büchner (Speyer), Arne Fuhrmann, Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski, Horst Kubatschka, Brigitte Lange, Christa Lörcher, Margot von 
Renesse, Lisa Seuster, Dr. Peter Struck, Hildegard Wester, Hans-Ulrich Klose 
und der Fraktion der SPD 


zu der Großen Anfrage der Abgeordneten Michael Habermann, Christel 
Hanewinckel, Angelika Barbe, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksachen 12/4352, 12/5168 — 


Entwicklung des Kinderlastenausgleichs und des Bundeserziehungsgeldgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von Familien ist von 
grundsätzlicher Bedeutung für die Erfüllung ihrer - auch der 
ideellen - Aufgaben. Wenn die Erbringung ideeller Leistungen 
in der Familie - verbunden mit hohen Aufwendungen und 
Opportunitätskosten - vielfach erlebt wird als Zustand sozialer 
Benachteiligung bis hin zur Armut, dann wird dies nicht nur als 
soziale Ungerechtigkeit, sondern als gesellschaftliche Mißach- 
tung der von ihr erbrachten Leistungen empfunden. Viele 
Familien fühlen sich prinzipiell, in erster Linie aber materiell, 
vom Staat im Stich gelassen. Sowohl für die Familien in Ost- 
wie in Westdeutschland hat die unzureichende staatliche Fami- 
lienförderung zu einer tiefgreifenden Benachteiligung geführt. 
Noch nie war der Lebensstandardunterschied zwischen Kin- 
derlosen und Familien mit Kindern größer als heute. Viele 
Familien, insbesondere alleinerziehende Väter/Mütter, befin- 
den sich bereits in der Armutszone. Auch das Bundesverfas- 
sungsgericht hat in verschiedenen Entscheidungen festgestellt, 
daß Familien benachteiligt werden gegenüber denjenigen, die 
ohne Kinder leben, und den Gesetzgeber aufgefordert, diese 
Benachteiligung aufzuheben. Trotz dieser unmißverständ- 
lichen Aufforderung hat die Bundesregierung durch die Ver- 
schlechterungen beim Kindergeld und Erziehungsgeld im Rah- 
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men der sogenannten Spar- und Konsolidierungsgesetze die 
Schere zwischen diesen beiden Gruppen weiter geöffnet. Die 
Evangelische Aktionsgemeinschaft für Familienfragen (EAF) 
stellt dazu in ihrer Information Nr. 6 vom November/Dezember 
1993 fest: „Noch nie gab es eine derart evidente Kluft zwischen 
verfassungsrechtlichem Anspruch und sozialer und politischer 
Realität. " 

Auch die Arbeits- und Sozialministerkonferenz vom 13./14. 
Oktober 1993 sieht dieses ähnlich, wenn sie in einem mit 
16:0:0 gefaßten Beschluß fordert: „Ziele der künftigen Be- 
mühungen um die Weiterentwicklung des Familienlastenaus- 
gleichs müssen sein, die systemimmanenten Benachteiligun- 
gen von Familien mit Kindern abzubauen. " Der Deutsche Bun- 
destag unterstützt nachdrücklich die in dem gleichen Beschluß 
erhobene Forderung: „Ziel muß auch sein zu verhindern, daß 
kinderreiche Familien und Alleinerziehende mit niedrigem 
Einkommen nur deshalb, weil sie Kinder haben, auf Sozialhilfe 
angewiesen sind. " 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die Bundesregierung 
weder ihrer verfassungsrechtlichen noch ihrer sozialpolitischen 
Verpflichtung, Chancengleichheit für Familien herzustellen, 
gerecht geworden ist, noch, daß das System des gegenwärtig 
bürokratischen und unsozialen Kinderlastenausgleichs geeig- 
net ist, dieses Ziel zu verwirklichen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung 
auf, dem Deutschen Bundestag unverzüglich einen Gesetzent- 
wurf zu einer grundlegenden Reform des Kinderlastenaus- 
gleichs vorzulegen, der 

— sich am Existenzminimum eines Kindes orientiert, 

— einen wirklichen Lastenausgleich zwischen Familien mit 
Kindern und denjenigen, die ohne Kinder in unserer Gesell- 
schaft leben, gewährleistet, 

— jährlich der Preissteigerungsentwicklung angepaßt wird. 
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